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Ferienzeit! – Erholungszeit?

Bald ist es wieder soweit: die lang 
ersehnte Ferienzeit ist da. Doch bevor es 
soweit ist, heisst es die ganzen Pen­
denzenberge abzutragen und die Abwe­
senheit zu organisieren. Meist ist dies 
mit zusätzlichen Arbeitsstunden und 
sogar Nachtüberzeit verbunden, selbst­
verständlich zum sonst schon gefüllten 
Terminkalender.

Dann kann es losgehen. Doch Packen, 
Warten an Flughäfen und Autobahnen, 
ausserdem die ersten Auseinander­
setzungen mit der Familie, welche es 
nicht mehr gewohnt ist, so viel Zeit in Ge­
meinschaft zu verbringen, bedeutet erst 
einmal zusätzlichen Stress. Endlich am 
Ferienort etwas müde angekommen, gilt 
es, sich den Programmwünschen der 
Familie oder des Lebenspartners anzu­
passen. Zudem kommen die ersten 
Telefonanrufe und E-Mails aus der Firma. 
Die Erholung will sich ganz einfach nicht 
einstellen oder es treten Krankheitszei­
chen auf. Wenn der Körper sich endlich 
an die Auszeit zu gewöhnen beginnt, 
heisst es oft bereits wieder Kofferpacken 
und Rückreise antreten, mit all den 
Stressfaktoren wie zu Beginn der Reise. 
In der Firma stapeln sich unschöne 
Aktenberge, welche neben dem norma­
len Tagesprogramm abgearbeitet werden 
müssen. Die quälende Frage kommt 
hoch: Haben sich diese Ferien überhaupt 
gelohnt? Wenn Freunde und Arbeitskolle­
gen fragen, dann war es doch einfach 
wirklich super! War es das aber wirklich?

Auch bei mir liefen die Ferien in ähnlicher 
Form ab, was mich vor Jahren an den 

Rand eines Burnouts gebracht hat. Seit­
her investiere ich jährlich in meine Ge­
sundheit und gönne mir eine zwei- bis 
dreiwöchige Auszeit, nur für mich alleine. 
Ich wähle einen eher abgelegenen Ort 
mit intakter Natur und guten Wellness- 
und Sportangeboten. Ich lasse die Finger 
von üppigem Essen und entsage dem 
Alkohol für mehrere Wochen und lerne 
wieder, genügend und guten Schlaf zu 
bekommen.

Glauben Sie mir, das wirkt Wunder! 
Endlich kommen sie wieder, die guten 
Gedanken, die innere Ausgeglichenheit 
und Zufriedenheit und man findet den 
Weg zurück zu dem Menschen, der man 
eigentlich ist und auch sein will. Es 
kommt auch wieder Freude auf, die 
Arbeit wieder aufzunehmen oder gar 
neue Projekte in Angriff zu nehmen.

Wir investieren in viele Luxusgüter, aber 
oft nicht in die eigene Gesundheit. Ich 
kann Sie nur motivieren, probieren Sie es 
einmal aus. Sie werden ganz überrascht 
sein, wie bereit man sein kann für den 
hektischen Alltag, wenn man «stille Re­
serven» angelegt hat. Die Lebensfreude 
ist wieder da und Sie können Ferientage 
mit Familie und Freunden wieder ganz 
anders geniessen.

In diesem Sinne wünsche ich schöne und 
erholsame Ferien für Sie alle.

Jeannette Merki 
Merki Treuhand AG 
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Familienzulagen für Selbständigerwerbende  
in der ganzen Schweiz

Bisher erhalten Selbständigerwerbende 
in 13 Kantonen (BE, LU, SZ, NW, GL, BL, 
BS, SH, AR, SG, VD, VS und GE) Familien­
zulagen. Mit der Revision des Bundesge­
setzes über die Familienzulagen (FamZG) 
werden alle Selbständigerwerbenden 
ausserhalb der Landwirtschaft dem 
FamZG unterstellt. Das geänderte Ge­
setz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

Anmeldung bis 1. Januar 2013
Bis zum 1. Januar 2013 müssen alle Selb­
ständigerwerbenden einer Familienaus­
gleichskasse angeschlossen sein. Grund­
sätzlich können sie sich bei der Familien­
ausgleichskasse anschliessen, welche 
von der Ausgleichskasse geführt wird, bei 
welcher sie die AHV-Beiträge abrechnen. 

Beiträge
Die Kantone können bestimmen, dass 
innerhalb einer Familienausgleichskasse 
auf den AHV-pflichtigen Einkommen der 
Selbständigerwerbenden der gleiche 
Beitragssatz erhoben wird wie bei den 
Arbeitnehmern. Verzichtet der Kanton 
auf den Erlass einer solchen Bestim­
mung, so bestimmen die Familienaus­
gleichkassen selber, wie sie die Beitrags­
sätze ausgestalten möchten. Die Beiträ­
ge der Selbständigerwerbenden werden 
aufgrund des AHV-pflichtigen Einkom­
mens erhoben. Es gibt keinen Mindest­
beitrag und keine sinkende Beitrags­
skala. Allerdings ist das beitragspflichtige 
Einkommen auf den Höchstbetrag des 
versicherten Verdienstes bei der obligato­
rischen Unfallversicherung (gegenwärtig 
CHF 126 000) plafoniert.
Die Beitragssätze liegen zurzeit in der 
deutschen Schweiz bei 1,2 % (ZH) bis 
1,9 % (GR). Es kann erwartet werden, 
dass die Beitragssätze für Selbständiger­
werbende ebenfalls in etwa dieser Höhe 
sein werden.
Ist eine Person gleichzeitig selbständig 
und unselbständig erwerbstätig, so ist die 
Familienausgleichskasse des Arbeitge­
bers der unselbständigen Tätigkeit zustän­
dig, sofern das Arbeitsverhältnis für mehr 
als sechs Monate eingegangen worden 

ist und das Mindesteinkommen von 
CHF 580 pro Monat erreicht wird. Bei die­
ser Familienausgleichskasse muss auch 
das Erwerbseinkommen aus selbständi­
ger Tätigkeit abgerechnet werden.

Zulagen
Die Selbständigerwerbenden haben An­
spruch auf die gleichen Familienzulagen 
wie Arbeitnehmende, also auf mindes­
tens CHF 200 Kinderzulagen pro Monat 
(bis zum vollendeten 16. Altersjahr) und 
CHF 250 Ausbildungszulage pro Monat 
(ab dem vollendeten 16.   Altersjahr bis 
höchstens dem vollendeten 25.   Alters­
jahr). Die Kantone können höhere Leis­
tungen festlegen. Zudem werden in ver­
schiedenen Kantonen auch Geburts- und 
Adoptionszulagen ausgerichtet.
Liegt das Einkommen aus selbständiger 
Erwerbstätigkeit unter CHF 6 960, be­
steht kein Anspruch auf Zulagen, Beiträ­
ge müssen dennoch geleistet werden. 
Haben mehrere Personen für das gleiche 
Kind Anspruch auf Familienzulagen und 
ist einer der Anspruchsberechtigten 
unselbständig und der andere selbstän­
dig erwerbstätig, so sind die Zulagen bei 
der Familienausgleichskasse des Arbeit­
gebers aus unselbständiger Tätigkeit gel-
tend zu machen. Sind beide Anspruchs­
berechtigten selbständig erwerbstätig, 
ist die Familienausgleichskasse des An­
spruchsberechtigten mit dem höheren 
Einkommen zuständig. Die Einkommen 
aus selbständiger Tätigkeit sind bekannt­
lich jährlichen Schwankungen unterwor­
fen. Zudem ist das Einkommen erst nach 
Vorliegen des Buchhaltungsabschlusses 
bekannt. Es bleibt abzuwarten, wann der 
Wechsel von einer Familienausgleichs­
kasse zur anderen zu vollziehen ist, wenn 
die Schwankungen dazu führen, dass in 
einem Jahr das andere Erwerbseinkom­
men höher ist.
Bei einem Unterbruch der selbständigen 
Erwerbstätigkeit oder im Todesfall wer­
den die Familienzulagen noch während 
des laufenden Monats und der drei dar­
auf folgenden Monate ausgerichtet.



Licht und Schatten im neuen Rechnungslegungsrecht 

Am 23. 12. 2011 stimmten die Eidg. Räte 
dem neuen Rechnungslegungsrecht zu. 
Die rechtsform unabhängigen Regeln be­
treffen alle Einzelunternehmen und 
Personengesell schaften mit Umsatzerlö­
sen von mind. CHF 0.5 Mio. Voraussicht­
lich gilt das neue Recht ab 2015. Hier die 
wichtigsten Änderungen:

 – Bei Einzelunternehmen und Personen­
gesellschaften sind einfache Buchhal­
tungen (Ein­ und Ausgabenbuchhaltung) 
bis zu einem jährlichen Umsatz von 
CHF 0.5 Mio. erlaubt.
 – Für alle Buchführungspflichtigen gilt eine 
verbindliche Mindestgliederung. Die Rei­
henfolge der Konti ist festgelegt.
 – Die meisten Gesellschaften haben einen 
neu angepassten Anhang zu erstellen.
 – Der Geschäftsbericht muss innerhalb 
von 6 Monaten nach Ablauf des Ge­
schäftsjahrs verfasst und dem zuständi­
gen Organ / Person vorgelegt werden.
 – Die Bücher dürfen in einer Landesspra­
che oder in Englisch geführt werden.
 – Die Buchführung erfolgt in Landeswäh­
rung oder in einer für die Buch führung 
wesentlichen Währung. Im Anhang 
müssen diese Werte in Landeswährung 
dargestellt und die Umrechnungskurse 
offen gelegt werden.
 – Forderungen und Verbindlichkeiten ge­
genüber direkt und indirekt Beteiligten 
und Organen sind zwingend separat 
auszuweisen.
 – Die Gruppenbewertung ist nicht mehr 
zulässig. Bei wesentlichen Positionen 
gilt die Einzelbewertung, es sei denn, 
die Posten werden üblicherweise als 
Gruppe zusammengefasst.
 – Aktiven mit «beobachtbaren Marktprei­
sen» dürfen entsprechend bewertet 
werden, auch wenn sie über dem Nenn­
wert oder dem Anschaffungswert lie­
gen. Im Anhang ist auf diese Bewer­
tungsoptionen hinzuweisen.
 – Gründungs­, Kapitalerhöhungs­ und Or­
ganisationskosten dürfen nicht mehr ak­
tiviert werden.

 – Eigene Aktien müssen bei Kapitalgesell­
schaften als Minusposten im Eigenkapi­
tal ausgewiesen werden.
 – Gesellschaften mit ordentlicher Revision 
müssen eine Geldflussrechnung, einen 
erweiterten Anhang und einen Lagebe­
richt erstellen.
 – Wurde mit Mitarbeitenden eine Gewinn­
beteiligung vereinbart, ist dem Arbeit­
nehmer auf Verlangen eine Abschrift der 
Erfolgsrechnung zu übergeben.

Handlungsbedarf bzw. offene Fragen

Auch wenn die Rechnungslegung nicht re­
volutioniert wird, sollte die Zeit bis 2015 
genutzt werden, um die Folgen im Einzel­
fall gründlich zu analysieren. Dabei sind 
u. a. folgende Fragen zu beantworten:
 – Besteht wegen der neuen Rechtsform­
unabhängigkeit eine Konsolidierungs­
pflicht oder entfällt diese aufgrund der 
neuen Grössenkriterien?
 – Wie wirken sich die Einzelbewertungen 
anstelle der Gruppenbewertung aus?
 – Welche Handlungsspielräume ergeben 
sich mit der Bewertung von Aktien zu 
Börsenkursen oder beobachtbaren 
Marktpreisen auf aktiven Märkten?
 – Welche Folgen haben die Mindest­
gliederungsvorschriften (Bilanz) und die 
Mindestinhalte (Kontenplan, Anhang)?
 – Soll die Rechnungslegung in einer für die 
Geschäftstätigkeit wesentlichen Wäh­
rung erfolgen? Wenn ja, ist eine Umrech­
nung in die Landeswährung nötig.

Neues Gesetz mit Licht und Schatten

Positiv sind die Rechtsformunabhängig­
keit und die Aufnahme anerkannter Rech­
nungslegungs­Standards. 
Negativ ist, dass viele Konzernrechnun­
gen weiterhin auf Basis unzureichender 
obligationenrechtlicher Vorschriften er­
stellt werden müssen (Buchwertkonsoli­
dierungen). Zudem wurden die Schwellen­
werte für die Konsolidierung stark erhöht 
und gelten für die ordentliche Revision 
bereits ab 1. 1. 2012.
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Wichtige Entwicklungen bei der Mehrwertsteuer

Seit Einführung des neuen Mehrwert­
steuergesetzes hat die Eidg. Steuer­
verwaltung (ESTV) kaum materielle 
Praxis änderungen publiziert. Einerseits 
ist dies nachvollziehbar, hat doch die  
Verwaltung noch nicht einmal alle Grund­
publikationen (Branchen­Infos usw), gül­
tig ab 1. 1. 2010, fertig geschrieben.  
Anderseits ist dies aber auch gefährlich, 
da zumindest in der Rechtsprechung  
einige praxisrelevante Entscheide er­
gangen sind. Und darüber müssen die 
Steuerpflichtigen bei einer Selbstver­
anlagungssteuer in Kenntnis gesetzt wer­
den.

Jahresabstimmung
Im formellen, verfahrensrechtlichen Be­
reich hat sich in den letzten Monaten ei­
niges ergeben: So hat die ESTV z. B. ein 
neues Formular «Berichtigungsabrech­
nung» veröffentlicht (abrufbar unter 
www.estv.admin.ch). Dieses dient der 
Deklaration von Differenzen zwischen der 
Jahresabstimmung (Umsatz­ und Vor­
steuerabstimmung) und den Quartals­
abrechnungen. Stellt die steuerpflichtige 
Person beim Erstellen ihres Jahres­
abschlusses Mängel in den Steuer­
abrechnungen fest, muss sie diese innert  
240  Tagen nach Ende des Geschäftsjah­
res mit der Berichtigungs abrechnung kor­
rigieren. Falls keine Mängel festgestellt 
werden, ist keine Berichtigungsabrech­
nung einzureichen.
Werden trotz Fristablauf Mängel fest­
gestellt, sind nach Aussagen von ESTV­
Vertretern (anlässlich des Sankt Galler  
Seminars zur Mehrwertsteuer 2012) kei­
ne Berichti gungs abrechnung, sondern 
Korrektur abrechnungen der einzelnen 
fehlerhaften Quartale einzureichen. Die­
se werden dann als strafbefreiende 
Selbstanzeigen gewertet.
Aus der Umsatzabstimmung muss er­
sichtlich sein, wie die Deklaration für die 
Steuerperiode (Kalender­ oder Geschäfts­
jahr) – unter Berücksichtigung der ver­
schiedenen Steuersätze bzw. der Saldo­ 
oder Pauschalsteuersätze – mit dem 

Jahres abschluss in Übereinstimmung  
ge bracht wird. Aus der Vorsteuer­
abstimmung muss ersichtlich sein, dass 
die Vorsteuern gemäss Vorsteuerkonti 
oder sonstigen Aufzeichnungen mit den 
de klarierten Vorsteuern abgestimmt wur­
den.

Vorsteuerplausibilisierung

Mit der Vorsteuerabstimmung hat man 
aber noch nicht überprüft, ob man zu viel 
oder zu wenig Vorsteuern geltend ge­
macht hat. Dazu ist das Erstellen einer  
so genannten Vorsteuerplausibilisierung 
empfehlenswert. Diese kann nach fol­
gendem Muster erstellt werden:

Aufwandpositionen gemäss Erfolgsrech­
nung sowie Investitionen gemäss Bilanz 
bzw. Anlagekartei multipliziert mit dem 
(theoretisch) darin enthaltenen Mehr­
wertsteuersatz, abzüglich der notwen­
digen Vorsteuerkorrektur (falls auch von 
der Mehrwertsteuer ausgenommene 
Umsätze erzielt oder nicht­unternehme­
rische Tätigkeiten ausgeführt werden); 
dies verglichen mit den Vorsteuerab­
zügen in den vier Quartalsabrechnungen.

MWST-Kontrolle auf Verlangen

Im Weiteren kann jeder Steuerpflichtige 
neu seit dem 1. 1. 2010 eine Kontrolle sei­
ner Abrechnungen durch die ESTV ver­
langen und dadurch einen rechtssiche­
ren Entscheid über die kontrollierte Peri­
ode erhalten. Die Kontrolle ist innerhalb 
von zwei Jahren durchzuführen und  
innert 360  Tagen seit Ankündigung mit 
einer Einschätzungsmitteilung abzu­
schliessen. Die neue Regelung kommt 
dem Anliegen vieler Steuerpflichtiger 
nach mehr Rechtssicherheit nach. Ob 
sich ein Steuer pflichtiger diese Rechts­
sicherheit mit dem Nachzahlen allfälliger 
fehlerhaft nicht abgerechneter Mehr­
wertsteuer zuzüglich Verzugszins er­
kaufen will, muss jeder Einzelne für sich 
entscheiden…
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